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b) Vereinbarungen über sonstige Fragen, die sich aus 
der Durchführung dieser Allgemeinen Lieferbedin­
gungen ergeben.

(2) Die Rahmenvereinbarungen gelten unbefristet, so­
weit die Vertragspartner nichts anderes vereinbaren. 
Änderungen können zu jedem Zeitpunkt vereinbart 
werden. w

(3) Im Streitfall beim Abschluß oder der Änderung 
von Rahmenvereinbarungen legt der Rat des Bezirkes, 
Abteilung Handel und Versorgung, die betreffenden Be­
dingungen nach Abstimmung mit den übergeordneten 
Organen der Betriebe fest. Ist der Lieferer dem Rat 
des Kreises unterstellt, so tritt an die Stelle des Rates 
des Bezirkes, Abteilung Handel und Versorgung, der 
Rat des Kreises, Abteilung Handel und Versorgung.

§ 7
Vorbereitung des Vertragsabschlusses

(1) Zur Vorbereitung des Vertragsabschlusses und zur 
Sicherung der Erfüllung der Umsatzpläne der Vertrags­
partner sind folgende Maßnahmen durchzuführen:

a) Die Vertragspartner haben die Ausarbeitung ihrer 
Planvorschläge unter wechselseitiger Abstimmung 
durchzuführen und die Plandurchführung regel­
mäßig gemeinsam zu beraten.

b) Der Besteller hat dem Lieferer entsprechend den 
Bestimmungen der Planmethodik Warenbezugs­
pläne und spezifizierte Bedarfsmeldungen zu über­
geben.

c) Es sind Vereinbarungen über die Aufteilung der 
Erzeugnisse der staatlichen Matcrialbilanzierung 
und der staatlich quotierten Erzeugnisse auf die 
Verkaufsstelle und über ihre zeitliche Bereitstel­
lung durch den Großhandel für den Vertragsab­
schluß zu treffen.

d) Der Besteller hat beim Abschluß der Verträge des 
Lieferers mit den Vorlieferanten mitzuwirken. 
Die Mitwirkung soll insbesondere durch Übergabe 
von Bedarfsanalysen, Teilnahme an Modellbeur­
teilungen oder durch direkte Beratungen bei der 
Einkaufsbehandlung ü^er die Einkaufskollektive 
erfolgen.

(2) Die Einzelheiten der Zusammenarbeit der Ver­
tragspartner gemäß Abs. 1 sind zwischen ihnen zu ver­
einbaren, soweit sie nicht durch besondere Anweisun­
gen der übergeordneten Organe geregelt werden. Die 
Zusammenarbeit hat unter Einbeziehung der Verkaufs­
stellenleiter zu erfolgen, um die Erfahrungen und 
Kenntnisse der Verkaufsstellenkollektive zu berücksich­
tigen und um die Verantwortung der Verkaufsstellen­
leiter für die Erfüllung der Handels- und Versorgungs­
aufgaben zu erhöhen.

§ 3
Warenangebot

(1) Über die Durchführung des Warenangebotes, ins­
besondere über die Art und den Termin des Angebotes, 
sind zwischen den Betrieben schriftliche Vereinbarun­
gen zu treffen.

(2) Das Angebot soll entsprechend den örtlichen Be­
dingungen erfolgen, insbesondere:

a) durch regelmäßigen Vertretereinsatz an bestimm­
ten Tagen;

b) durch Übersendung von Mustern oder Katalogen;
c) in Musterräumen oder Stützpunkten des Lieferers. ;

§ 9
Organisation der Vcrkaufsstellenbelieferung

(1) Über die Durchführung der Lieferungen haben
die Betriebe schriftliche Vereinbarungen zu treffen, ins*- 
besondere wann und in welchen regelmäßigen Zeit­
abständen die Erzeugnisse in die Verkaufsstellen ge­
liefert werden (Tourenplan) oder wie und innerhalb 
welcher Fristen die Erzeugnisse nach Eingang einer Be­
stellung im Falle der Annahme versendet v/erden (Ver­
sandplan).

(2) Soweit nicht ausdrücklich etwas anderes verein­
bart wird, gilt als Liefertermin der auf den Vertrags­
abschluß entsprechend dem Tourenplan oder Versand­
plan folgende Termin der Anlieferung <$der des Ver­
sandes.

§ 10
Gefahrenübergang und Transportkosten

(1) Die Gefahr des zufälligen Unterganges und der 
zufälligen Verschlechterung des Vertragsgegenstandes 
geht mit der Entgegennahme auf den Besteller über. 
Der Lieferer hat die Transportkosten zu tragen. Dies 
gilt auch, wenn in Preisbestimmungen abweichende 
Regelungen enthalten sind oder getroffen werden.

(2) Wünscht der Besteller eine andere als die übliche 
Transportart, so hat er hierdurch entstehende Mehr­
kosten zu tragen. Lieferungen durch den Schnelldienst 
des Großhandels sind handelsüblich.

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 gelten 
nur für Lieferungen durch Großhandelsgescllschaftcn 
an die Einzelhandelsorgane gemäß § 1 Abs. 1.

(4) Der Produktionsmittelgroßhandel liefert frachtfrei 
Bestimmungsort des Einzelhandels. Bestimmungsort ist 
bei Bahnlieferung die Bahnstation des Empfängers, bei 
Postsendung das Zustellpostamt und bei Lieferungen 
durch Kraftfahrzeuge die Verkaufsstelle.

§ II
Preisvereinbarung, Preisauszeichnung und Verpackung

(1) Einer Preisangabe im Vertrag bedarf es nicht, 
wenn der Preis der bezeichneten Erzeugnisse den Ver­
tragspartnern bekannt ist. Ist der Preis nicht bekannt, 
so ist in den Vertrag aufzunehmen:

a) der Einzelhandelsverkaufspreis unbeschadet der 
Verpflichtung zur Zahlung des gesetzlichen Prei­
ses;

b) der Großhandelsabgabepreis, wenn die Erzeug­
nisse zur Be- oder Verarbeitung bestimmt sind.

(2) Die Preisauszeichnung der Erzeugnisse hat durch 
den Lieferer zu erfolgen, soweit die Preisauszeichnung 
nicht durch den Vorlieferanten erfolgt.

(3) Die Erzeugnisse sind handelsüblich verpackt zu 
liefern. Wünscht der Besteller eine andere Verpackung, 
so hat er dadurch entstehende Mehrkosten zu tragen,

soweit hierfür nicht besondere Preise festgesetzt sind.

II. A b s c h n i t t  
Verkaufsstellenverträgc

§ 12 
Allgemeines

(1) Der Verkaufsstellenvertrag ist die Hauptform der 
vertraglichen Beziehungen zwischen Groß- und Einzel­
handel. Verkaufsstellenverträge werden während des


